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XIX. Nachtrag zum Steuergesetz 
 

 

Ergebnis der ersten Lesung des Kantonsrates vom 14. Februar 2023 

 

 

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen 

 

hat von der Botschaft der Regierung vom 25. Oktober 20221 Kenntnis genommen und 

 

erlässt: 

 

 

I. 
 

Der Erlass «Steuergesetz vom 9. April 1998»2 wird wie folgt geändert: 

 

Art. 33 d) Bewegliches Vermögen 

1. Grundsatz 

1 Steuerbar sind die Erträge aus beweglichem Vermögen, insbesondere: 

a) Zinsen aus Guthaben, einschliesslich ausbezahlter Erträge aus rückkaufsfähigen Kapital-

versicherungen mit Einmalprämie im Erlebensfall oder bei Rückkauf, ausser wenn diese 

Kapitalversicherungen der Vorsorge dienen. Als der Vorsorge dienend gilt die Auszahlung 

der Versicherungsleistung ab dem vollendeten 60. Altersjahr des Versicherten aufgrund 

eines wenigstens fünfjährigen Vertragsverhältnisses, das vor Ablauf des 66. Altersjahres 

eingegangen wurde; 

b) Einkünfte aus der Veräusserung oder Rückzahlung von Obligationen mit überwiegender 

Einmalverzinsung (globalverzinsliche Obligationen, Diskont-Obligationen), die dem Inha-

ber anfallen; 

c) Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile aus Beteili-

gungen aller Art (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhöhungen und derglei-

chen), soweit sie keine Rückzahlung von Grund- oder Stammkapital darstellen. Ein bei der 

Rückgabe von Beteiligungsrechten im Sinn von Art. 4a des Bundesgesetzes über die Ver-

rechnungssteuer vom 13. Oktober 19653 an die Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft 

erzielter Vermögensertrag gilt in dem Jahr als realisiert, in welchem die Verrechnungssteu-

erforderung entsteht (Art. 12 Abs. 1 und 1bis des Bundesgesetzes über die Verrechnungs-

steuer vom 13. Oktober 19654). Abs. 1bis dieser Bestimmung bleibt vorbehalten; 

d) Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder sonstiger Nutzung bewegli-

cher Sachen oder nutzbarer Rechte; 

e) Einkünfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen, soweit die Gesamterträge die Er-

träge aus direktem Grundbesitz übersteigen; 

f) Einkünfte aus immateriellen Gütern. 

 
1bis Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile aus Aktien,  

Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossenschaftsanteilen und Partizipa- 

tionsscheinen (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhöhungen und dergleichen) sind 

                                                   
1  ABl 2022-00.080.726. 
2  sGS 811.1. 
3  SR 642.21. 
4  SR 642.21. 
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im Umfang von 70 Prozent steuerbar, wenn diese Beteiligungsrechte wenigstens 10 Prozent 

des Grund- oder Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft darstellen. 

 
2 Nicht steuerbar ist der Erlös aus Bezugsrechten, die zum Privatvermögen des Steuerpflichti-

gen gehören. 

 
3 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen (Reserven aus Kapitaleinlagen), 

die von den Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden 

sind, wird gleich behandelt wie die Rückzahlung von Grund- oder Stammkapital. Abs. 4 dieser 

Bestimmung bleibt vorbehalten. 

 
4 Schüttet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Börse 

kotiert ist, bei der Rückzahlung von Reserven aus Kapitaleinlagen nach Abs. 3 dieser Bestim-

mung nicht wenigstens im gleichen Umfang übrige Reserven aus, ist die Rückzahlung im Um-

fang der halben Differenz zwischen der Rückzahlung und der Ausschüttung der übrigen Reser-

ven steuerbar, höchstens aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhandenen, handelsrecht-

lich ausschüttungsfähigen übrigen Reserven. 

 
5 Abs. 4 dieser Bestimmung ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen: 

a) die bei fusionsähnlichen Zusammenschlüssen durch Einbringen von Beteiligungs-und Mit-

gliedschaftsrechten an einer ausländischen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft nach 

Art. 88 Abs. 1 Bst. c dieses Erlasses oder durch eine grenzüberschreitende Übertragung 

auf eine inländische Tochtergesellschaft nach Art. 88 Abs. 1 Bst. d dieses Erlasses nach 

dem 24. Februar 2008 entstanden sind; 

b) die im Zeitpunkt einer grenzüberschreitenden Fusion oder einer Umstrukturierung nach 

Art. 88 Abs. 1 Bst. b und Abs. 3 dieses Erlasses oder der Verlegung des Sitzes oder der 

tatsächlichen Verwaltung nach dem 24. Februar 2008 bereits in einer ausländischen Kapi-

talgesellschaft oder Genossenschaft vorhanden waren; 

c) im Fall der Liquidation der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft. 

 
6 Die Abs. 4 und 5 dieser Bestimmung gelten sachgemäss auch für Reserven aus Kapitaleinla-

gen, die für die Ausgabe von Gratisaktien oder für Gratisnennwerterhöhungen verwendet wer-

den. 

 
7 Entspricht bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten an einer Kapitalgesellschaft oder Ge-

nossenschaft, die an einer schweizerischen Börse kotiert ist, die Rückzahlung der Reserven 

aus Kapitaleinlagen nicht wenigstens der Hälfte des erhaltenen Liquidationsüberschusses, ver-

mindert sich der steuerbare Anteil dieses Liquidationsüberschusses um die halbe Differenz zwi-

schen diesem Anteil und der Rückzahlung, höchstens aber im Umfang der in der Gesellschaft 

vorhandenen Reserven aus Kapitaleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte entfallen. 

 
8 Abs. 3 dieser Bestimmung gilt für Einlagen und Aufgelder, die während eines Kapital-

bands nach den Art. 653s ff. OR5 geleistet werden, nur soweit sie die Rückzahlungen von 

Reserven im Rahmen dieses Kapitalbands übersteigen. 

 

  

                                                   
5  BG betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fünfter Teil: Obligationenrecht) vom 

30. März 1911, SR 220. 

http://db.clex.ch/link/Bund/220/de
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Art. 35 f) Einkünfte aus Vorsorge 

1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung, aus 

Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und aus anerkannten Formen der gebundenen Selbst-

vorsorge, mit Einschluss der Kapitalabfindungen und Rückzahlungen von Einlagen, Prämien 

und Beiträgen. 

 
2 Als Einkünfte aus der beruflichen Vorsorge gelten insbesondere Leistungen aus Vorsorgekas-

sen, aus Spar- und Gruppenversicherungen sowie aus Freizügigkeitspolicen und Freizügig-

keitskonten. 

 
3 Einkünfte aus Leibrenten und aus Verpfründung sind zu 40 Prozent steuerbar.Leibrentenver-

sicherungen sowie Leibrenten- und Verpfründungsverträge sind im Umfang ihres Er-

tragsanteils steuerbar. Dieser bestimmt sich wie folgt: 

a) Bei garantierten Leistungen aus Leibrentenversicherungen, die dem eidgenössi-

schen Versicherungsvertragsgesetz vom 2. April 19086 unterstehen, ist der im Zeit-

punkt des Vertragsabschlusses auf der Grundlage von Art. 36 Abs. 1 des eidgenös-

sischen Versicherungsaufsichtsgesetzes vom 17. Dezember 20047 bestimmte maxi-

male technische Zinssatz (m) während der gesamten Vertragsdauer massgebend: 

1. Ist dieser Zinssatz grösser als null, so berechnet sich der Ertragsanteil, auf den 

nächstliegenden ganzen Prozentwert auf- oder abgerundet, nach der Formel in 

Art. 7 Abs. 2 Bst. a Ziff. 1 des eidgenössischen Steuerharmonisierungsgesetzes 

vom 14. Dezember 19908. 

2. Ist dieser Zinssatz negativ oder null, so beträgt der Ertragsanteil null Prozent. 

b) Bei Überschussleistungen aus Leibrentenversicherungen, die dem VVG unterste-

hen, entspricht der Ertragsanteil 70 Prozent dieser Leistungen. 

c) Bei Leistungen aus ausländischen Leibrentenversicherungen, aus Leibrenten- und 

aus Verpfründungsverträgen ist die Höhe der um 0,5 Prozentpunkte erhöhten an-

nualisierten Rendite zehnjähriger Bundesobligationen (r) während des betreffenden 

Steuerjahres und der neun vorangegangenen Jahre massgebend: 

1. Ist diese Rendite grösser als null, so berechnet sich der Ertragsanteil, auf den 

nächstliegenden ganzen Prozentwert auf- oder abgerundet, nach der Formel in 

Art. 7 Abs. 2 Bst. c Ziff. 1 des eidgenössischen Steuerharmonisierungsgesetzes 

vom 14. Dezember 19909. 

2. Ist diese Rendite negativ oder null, so beträgt der Ertragsanteil null Prozent. 

 

 

Art. 37 h) Steuerfreie Einkünfte 

1 Steuerfrei sind: 

a) der Vermögensanfall infolge Erbschaft, Vermächtnis, Schenkung oder güterrechtlicher 

Auseinandersetzung; 

b) die Kapitalgewinne aus der Veräusserung von beweglichem Privatvermögen; 

c) der Vermögensanfall aus rückkaufsfähiger privater Kapitalversicherung, ausgenommen 

aus Freizügigkeitspolicen und Freizügigkeitskonten. Art. 33 Abs. 1 Bst. a dieses Gesetzes 

bleibt vorbehalten; 

                                                   
6  SR 221.229.1. 
7  SR 961.01. 
8  SR 642.14 (in der Fassung des Bundesgesetzes über die Besteuerung von Leibrenten und ähnlichen Vorsorge- 

formen vom 17. Juni 2022, BBl 2022, 1556). 
9  SR 642.14 (in der Fassung des Bundesgesetzes über die Besteuerung von Leibrenten und ähnlichen Vorsorge- 

formen vom 17. Juni 2022, BBl 2022, 1556). 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/24/719_735_717/de
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d) die Kapitalzahlungen, die bei Stellenwechsel vom Arbeitgeber oder von Einrichtungen der 

beruflichen Vorsorge ausgerichtet werden, wenn sie der Empfänger innert Jahresfrist zum 

Einkauf in eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge verwendet; 

e) die Unterstützungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln; 

f) die Leistungen in Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen, ausgenommen die Unter-

haltsbeiträge nach Art. 36 Bst. f dieses Gesetzes; 

g) der Sold für Militär- und Zivilschutzdienst; 

h) die Zahlung von Genugtuungssummen; 

i) die Einkünfte aufgrund der Bundesgesetzgebung über Ergänzungsleistungen zur Alters-, 

Hinterlassenen- und Invalidenversicherung; 

k) … 

l) der Sold der Milizfeuerwehrleute bis zum Betrag von Fr. 5000.– für Dienstleistungen im 

Zusammenhang mit der Erfüllung der Kernaufgaben der Feuerwehr, wie Übungen, Pikett-

dienste, Kurse, Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, Brandbekämpfung, allge-

meine Schadenwehr, Elementarschadenbewältigung. Ausgenommen sind Pauschalzula-

gen für Kader sowie Funktionszulagen und Entschädigungen für administrative Arbeiten 

und für Dienstleistungen, welche die Feuerwehr freiwillig erbringt; 

m) … 

n) die Gewinne, die in Spielbanken mit Spielbankenspielen erzielt werden, die nach dem eid-

genössischen Geldspielgesetz vom 29. September 201710 zugelassen sind, sofern diese 

Gewinne nicht aus selbständiger Erwerbstätigkeit stammen; 

o) die einzelnen Gewinne bis zum Betrag von 1 Million Franken aus der Teilnahme an Gross-

spielen, die nach dem eidgenössischen Geldspielgesetz vom 29. September 201711 zuge-

lassen sind, und aus der Online-Teilnahme an Spielbankenspielen, die nach dem eidge-

nössischen Geldspielgesetz vom 29. September 201712 zugelassen sind; 

p) die Gewinne aus Kleinspielen, die nach dem eidgenössischen Geldspielgesetz vom 29. 

September 201713 zugelassen sind; 

q) die einzelnen Gewinne aus Lotterien und Geschicklichkeitsspielen zur Verkaufsförderung, 

die nach Art. 1 Abs. 2 Bst. d und e des eidgenössischen Geldspielgesetzes vom 29. Sep-

tember 201714 diesem nicht unterstehen, sofern die Grenze von Fr. 1000.– nicht über-

schritten wird.; 

r) Einkünfte aufgrund des Bundesgesetzes über Überbrückungsleistungen für ältere 

Arbeitslose vom 19. Juni 202015. 

 

 

Art. 40 c) Selbständige Erwerbstätigkeit 

1. Allgemeines 

1 Bei selbständiger Erwerbstätigkeit werden die geschäfts- oder berufsmässig begründeten  

Kosten abgezogen. 

 
2 Soweit sie geschäftsmässig begründet sind, gehören dazu insbesondere: 

a) die verbuchten Abschreibungen, Wertberichtigungen und Rückstellungen; 

b) die verbuchten Rücklagen für Forschungs- und Entwicklungsaufträge an Dritte bis zu  

10 Prozent des ausgewiesenen Geschäftsertrags, insgesamt jedoch höchstens bis zu 

1 Million Franken; 

c) die eingetretenen und verbuchten Verluste auf Geschäftsvermögen; 

                                                   
10  SR 935.51. 
11  SR 935.51. 
12  SR 935.51. 
13  SR 935.51. 
14  SR 935.51. 
15  SR 837.2. 

http://db.clex.ch/link/Bund/935.51/de
http://db.clex.ch/link/Bund/935.51/de
http://db.clex.ch/link/Bund/935.51/de
http://db.clex.ch/link/Bund/935.51/de
http://db.clex.ch/link/Bund/935.51/de
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d) die Beiträge und Zuwendungen an Vorsorgeeinrichtungen zugunsten des eigenen Perso-

nals, wenn jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist; 

e) die Zinsen auf Geschäftsschulden und Zinsen, die auf Beteiligungen gemäss Art. 31 Abs. 2 

dieses Gesetzes entfallen; 

f) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Umschulungskos-

ten, des eigenen Personals.; 

g) gewinnabschöpfende Sanktionen, soweit sie keinen Strafzweck haben. 

 
3 Nicht abziehbar sind Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Straf-

rechts an schweizerische oder fremde Amtsträger.insbesondere: 

a) Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinn des schweizerischen Strafrechts; 

b) Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Gegenleistung für die Be-

gehung von Straftaten; 

c) Bussen und Geldstrafen; 

d) finanzielle Verwaltungssanktionen, soweit sie einen Strafzweck haben. 

 
4 Sind Sanktionen nach Abs. 3 Bst. c und d dieser Bestimmung von einer ausländischen 

Straf- oder Verwaltungsbehörde verhängt worden, so sind sie abziehbar, wenn: 

a) die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst oder 

b) der Steuerpflichtige glaubhaft darlegt, dass er alles Zumutbare unternommen hat, 

um sich rechtskonform zu verhalten. 

 

 

Art. 45 Allgemeine Abzüge 

 1. Von der Höhe des Einkommens unabhängige Abzüge 

1 Von den Einkünften werden abgezogen: 

a) die privaten Schuldzinsen, soweit sie nicht als Anlagekosten gelten, im Umfang der nach 

Art. 33, 33bis und 34 dieses Erlasses steuerbaren Vermögenserträge zuzüglich Fr. 

50 000.–; 

b) die dauernden Lasten sowie 40 Prozent der bezahlten Leibrentender Ertragsanteil nach 

Art. 35 Abs. 3 Bst. c dieses Erlasses der Leistungen aus Leibrenten- und aus Ver-

pfründungsverträgen; 

c) die Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen, gerichtlich oder tatsächlich getrennt leben-

den Ehegatten sowie die Unterhaltsbeiträge an einen Elternteil für die unter dessen elter- 

licher Sorge oder Obhut stehenden Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfüllung anderer 

familienrechtlicher Unterhalts- oder Unterstützungspflichten; 

d) die nach Gesetz, Statut oder Reglement geleisteten Einlagen, Prämien und Beiträge an 

die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung und an Einrichtungen der beruf- 

lichen Vorsorge; 

e) Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von Ansprüchen auf Leistungen aus aner-

kannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge nach Art. 82 BVG; 

f) die Prämien und Beiträge für die Erwerbsersatzordnung, die Arbeitslosenversicherung und 

die obligatorische Unfallversicherung; 

g) die Einlagen, Prämien und Beiträge für die Lebens-, die Kranken- und die nicht unter Bst. f 

dieser Bestimmung fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien des 

Steuerpflichtigen und der von ihm unterhaltenen Personen, bis zum Gesamtbetrag von 

Fr. 6400.– für gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten und von Fr. 3200.– für die übrigen 

Steuerpflichtigen. Diese Abzüge erhöhen sich um Fr. 1000.– für gemeinsam steuerpflich-

tige Ehegatten und um Fr. 500.– für die übrigen Steuerpflichtigen, wenn keine Beiträge 

nach Bst. d und e dieser Bestimmung abgezogen werden. Sie erhöhen sich um Fr. 1000.– 

für jedes Kind, für das der Steuerpflichtige einen Kinderabzug geltend machen kann; 

h) die Kosten der Betreuung von Kindern unter 14 Jahren durch Drittpersonen, höchstens 

Fr. 25 000.– für jedes Kind, das mit dem Steuerpflichtigen, der für seinen Unterhalt sorgt, 
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im gleichen Haushalt lebt, soweit diese Kosten in direktem kausalem Zusammenhang mit 

der Erwerbstätigkeit, der Ausbildung oder der Erwerbsunfähigkeit des Steuerpflichtigen 

stehen; 

i) Mitgliederbeiträge und Zuwendungen an politische Parteien bis zum Gesamtbetrag von 

Fr. 20 000.– für gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten und von Fr. 10 000.– für die übri-

gen Steuerpflichtigen, wenn die politischen Parteien: 

1. im Parteienregister nach Art. 76a des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 1976 über 

die politischen Rechte16 eingetragen sind oder 

2. in einem kantonalen Parlament vertreten sind oder 

3. in einem Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlamentes wenigstens 3 

Prozent der Stimmen erreicht haben; 

j) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich der Umschu-

lungskosten, bis zum Gesamtbetrag von Fr. 12 000.– je Steuerpflichtigen, wenn: 

1. ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II vorliegt, oder 

2. das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Ausbildungskosten bis zum 

ersten Abschluss auf der Sekundarstufe II handelt. 

 
2 Bei gemeinsam steuerpflichtigen Ehegatten werden vom Erwerbseinkommen, das ein Ehe-

gatte unabhängig vom Beruf, Geschäft oder Gewerbe des andern Ehegatten erzielt, Fr. 500.– 

abgezogen; ein gleicher Abzug wird bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, Ge-

schäft oder Gewerbe des andern Ehegatten gewährt. 

 
3 Von den einzelnen Gewinnen aus der Teilnahme an Geldspielen, die nicht nach Art. 37 Bst. n 

bis q dieses Erlasses steuerfrei sind, werden 5 Prozent, jedoch höchstens Fr. 5000.–, als Ein-

satzkosten abgezogen. Von den einzelnen Gewinnen aus der Online-Teilnahme an Spielban-

kenspielen nach Art. 37 Bst. o dieses Erlasses werden die vom Online-Spielerkonto abgebuch-

ten Spieleinsätze im Steuerjahr, jedoch höchstens Fr. 25 000.–, abgezogen. 

 

 

Art. 70 Steuersubjekt 

1 Als juristische Personen werden besteuert: 

a) die Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften, Kommanditaktiengesellschaften, Gesell-

schaften mit beschränkter Haftung) und die Genossenschaften; 

b) die Vereine, die Stiftungen, die Korporationen des Privatrechts sowie die Körperschaften 

und die Anstalten des öffentlichen Rechts. 

 
2 Die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz nach Art. 58 oder Art. 118a des eid-

genössischen Kollektivanlagengesetzes vom 23. Juni 200617 sind den juristischen Personen 

gleichgestellt. Die Investmentgesellschaften mit festem Kapital nach Art. 110 des eidgenössi-

schen Kollektivanlagengesetzes vom 23. Juni 200618 werden wie Kapitalgesellschaften besteu-

ert. 

 
3 Ausländische juristische Personen sowie aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflich-

tige ausländische Handelsgesellschaften und andere ausländische Personengesamtheiten 

ohne juristische Persönlichkeit sind den inländischen juristischen Personen gleichgestellt, de-

nen sie rechtlich oder tatsächlich am ähnlichsten sind. 

 

  

                                                   
16  SR 161.1. 
17  SR 951.31. 
18  SR 951.31. 
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Art. 84  3. Erfolgswirksame Aufwendungen 

1 Aufwendungen werden berücksichtigt, soweit sie geschäftsmässig begründet sind. 

 
2 Den geschäftsmässig begründeten Aufwendungen sind gleichgestellt: 

a) die Steuern, ausgenommen Strafsteuern und Steuerbussen; 

b) die als Arbeitgeber geleisteten Beiträge und Zuwendungen an Vorsorgeeinrichtungen zu-

gunsten des eigenen Personals, wenn jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist; 

c) die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten bis 20 Prozent des 

Reingewinns an juristische Personen mit Sitz in der Schweiz, die wegen Verfolgung öffent-

licher oder gemeinnütziger Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind, sowie an Bund, Kan-

tone, Gemeinden und deren Anstalten; 

d) die Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Rückvergütungen auf dem Entgelt für Liefe-

rungen sowie die zur Verteilung an die Versicherten bestimmten Überschüsse von Versi-

cherungsgesellschaften; 

e) die Rücklagen für Forschungs- und Entwicklungsaufträge an Dritte bis zu 10 Prozent des 

ausgewiesenen Gewinns, soweit ihre geschäftliche Notwendigkeit ausgewiesen ist, insge-

samt jedoch höchstens bis zu 1 Million Franken; 

f) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Umschulungskos-

ten, des eigenen Personals.; 

g) gewinnabschöpfende Sanktionen, soweit sie keinen Strafzweck haben. 

 
3 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören Zahlungen von Bestechungsgel-

dern im Sinn des schweizerischen Strafrechts an schweizerische oder fremde Amtsträger.ins-

besondere: 

a) Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinn des schweizerischen Strafrechts; 

b) Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Gegenleistung für die Be-

gehung von Straftaten; 

c) Bussen; 

d) finanzielle Verwaltungssanktionen, soweit sie einen Strafzweck haben. 

 
3bis Sind Sanktionen nach Abs. 3 Bst. c und d dieser Bestimmung von einer ausländi-

schen Straf- oder Verwaltungsbehörde verhängt worden, so sind sie abziehbar, wenn: 

a) die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst oder 

b) der Steuerpflichtige glaubhaft darlegt, dass er alles Zumutbare unternommen hat, 

um sich rechtskonform zu verhalten. 

 
4 Vereine können die zur Erzielung ihrer steuerbaren Gewinne erforderlichen Aufwendungen 

abziehen, andere Aufwendungen nur insoweit, als sie die Mitgliederbeiträge übersteigen. 

 

 

Art. 103 Bemessung des Reingewinns 

1 Der steuerbare Gewinn bemisst sich nach dem Ergebnis der Steuerperiode. 

 
1bis Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so ist der steuerbare 

Reingewinn in Franken umzurechnen. Massgebend ist der durchschnittliche Devisen-

kurs (Verkauf) der Steuerperiode. 

 
2 Umfasst das Geschäftsjahr mehr oder weniger als zwölf Monate, werden für die Bestimmung 

des Steuersatzes die ordentlichen Gewinne und Aufwendungen auf zwölf Monate umgerech-

net. Ausserordentliche Gewinne und Aufwendungen sowie verrechenbare Verluste werden 

nicht umgerechnet. 
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Art. 104 Bemessung des Eigenkapitals 

1 Das steuerbare Eigenkapital bemisst sich nach dem Stand am Ende der Steuerperiode. 

 
2 Umfasst das Geschäftsjahr mehr oder weniger als zwölf Monate, bestimmt sich die Höhe der 

Kapitalsteuer nach der Dauer des Geschäftsjahres. 

 
3 Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so ist das steuerbare 

Eigenkapital in Franken umzurechnen. Massgebend ist der Devisenkurs (Verkauf) am 

Ende der Steuerperiode. 

 

 

Art. 115 Arbeitnehmer 

1 Im Ausland wohnhafte Arbeitnehmer unterliegen für ihre Einkünfte aus unselbständiger Er-

werbstätigkeit und die an deren Stelle tretenden Ersatzeinkünfte einem Steuerabzug an der 

Quelle, wenn sie: 

a) für kurze Dauer, als Grenzgänger oder Wochenaufenthalter oder als leitende Angestellte 

für einen Arbeitgeber mit Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erwerbstätig sind; 

b) für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder eines Luftfahrzeuges oder 

bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergütungen von einem Arbeitge-

ber mit Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten. Davon ausgenommen bleibt 

die Besteuerung der Seeleute für Arbeit an Bord eines Hochseeschiffes. 

 
1bis Davon ausgenommen sind Einkünfte, die der Besteuerung nach Art. 122quater122bis  ff. die-

ses Erlasses unterliegen. 

 
1ter Steuerbar sind auch Leistungen nach Art. 18 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Alters- 

und Hinterlassenenversicherung vom 20. Dezember 194619. 

 
2 Der Steuerabzug wird nach den Tarifen gemäss Art. 107 bis 109bis dieses Erlasses berechnet. 

 

 

Art. 172 Verfahrenspflichten Dritter 

 a) Bescheinigungspflicht Dritter 

1 Gegenüber dem Steuerpflichtigen sind zur Ausstellung schriftlicher Bescheinigungen ver-

pflichtet: 

a) Arbeitgeber über ihre Leistungen an Arbeitnehmer; 

b) Gläubiger und Schuldner über Bestand, Höhe, Verzinsung und Sicherstellung von Forde-

rungen; 

c) Versicherer über den Rückkaufswert von Versicherungen und über die aus dem Versiche-

rungsverhältnis ausbezahlten oder geschuldeten Leistungen. Bei Leibrentenversicherun-

gen, die dem eidgenössischen Versicherungsvertragsgesetz vom 2. April 190820 un-

terstehen, müssen sie zusätzlich das Abschlussjahr, die Höhe der garantierten Leib-

rente, den gesamten steuerbaren Ertragsanteil nach Art. 35 Abs. 3 dieses Erlasses  

sowie die Überschussleistungen und den Ertragsanteil aus diesen Leistungen nach 

Art. 35 Abs. 3 Bst. b dieses Erlasses ausweisen; 

d) Treuhänder, Vermögensverwalter, Pfandgläubiger, Beauftragte und andere Personen, die 

Vermögen des Steuerpflichtigen in Besitz oder in Verwaltung haben oder hatten, über die-

ses Vermögen und seine Erträgnisse; 
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e) Personen, die mit dem Steuerpflichtigen Geschäfte tätigen oder getätigt haben, über die 

beiderseitigen Ansprüche und Leistungen. 

 
2 Reicht der Steuerpflichtige die Bescheinigung trotz Mahnung nicht ein, kann die Veranla-

gungsbehörde diese vom Dritten einfordern. Das gesetzlich geschützte Berufsgeheimnis bleibt 

gewahrt. 

 

 

Art. 174 c) Meldepflicht Dritter 

1 Der Veranlagungsbehörde müssen für jede Steuerperiode eine Bescheinigung einreichen: 

a) juristische Personen über die den Mitgliedern der Verwaltung und anderer Organe ausge-

richteten Leistungen; Stiftungen reichen zusätzlich eine Bescheinigung über die ihren Be-

günstigten erbrachten Leistungen ein; 

b) Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und der gebundenen Selbstvorsorge über die den 

Vorsorgenehmern oder Begünstigten erbrachten Leistungen; 

c) einfache Gesellschaften und Personengesellschaften über alle Verhältnisse, die für die 

Veranlagung der Teilhaber von Bedeutung sind, insbesondere über ihren Anteil an Ein-

kommen und Vermögen der Gesellschaft; 

d) die Arbeitgeber über die geldwerten Vorteile aus echten Mitarbeiterbeteiligungen sowie 

über die Zuteilung und die Ausübung von Mitarbeiteroptionen.; 

e) die Arbeitslosenkassen über ausgerichtete Leistungen. 

 

 

Art. 203 e) Verwirkung 

1 Das Recht, ein Nachsteuerverfahren einzuleiten, erlischt zehn Jahre, in Fällen gemäss Art. 

132 Abs. 2 und Art. 200 lit.Bst. c dieses Gesetzes zwanzig Jahre nach Ablauf der Steuerperi-

ode, für die eine Veranlagung zu Unrecht unterblieben oder eine rechtskräftige Veranlagung 

unvollständig ist. Bei nicht periodisch geschuldeten Steuern beginnt die Frist nach Ablauf der 

Steuerperiode, in welcher der Steueranspruch entstand. 

 
2 Als abgelaufen gilt eine Steuerperiode, für die eine rechtskräftige oder noch keine Veranla-

gung besteht. 

 
3 Das Recht, die Nachsteuer festzusetzen, erlischt 15 Jahre, in Fällen gemäss Art. 132 Abs. 2 

und Art. 200 lit.Bst. c dieses Gesetzes 25 Jahre nach Ablauf der Steuerperiode, auf die sie sich 

bezieht. 

 

 

Art. 317 Anpassung an veränderte VerhältnisseAusgleich der Folgen der kalten Progression 

 
1 Wenn sich der Landesindex der Konsumentenpreise gegenüber dem Index des Monats De-

zember 2010 um wenigstens 3 Prozent verändert, unterbreitet die Regierung dem Kantonsrat 

Bericht und Antrag, ob und wie bei der Steuer vom Einkommen der natürlichen Personen die 

Steuersätze sowie die in Frankenbeträgen festgesetzten Abzüge den veränderten Verhältnis-

sen anzupassen sind. Die Anpassung erfolgt auf die übernächste Steuerperiode.Bei der Ein-

kommenssteuer der natürlichen Personen werden die Folgen der kalten Progression 

durch die gleichmässige Anpassung der Tarifstufen und der in Frankenbeträgen festge-

setzten Abzüge vom Einkommen voll ausgeglichen. Die Beträge sind auf Fr. 100.– auf- 

oder abzurunden. 

 
2 Ist eine Anpassung erfolgt und hat sich der Landesindex der Konsumentenpreise seit der letz-

ten Anpassung erneut um wenigstens 3 Prozent verändert, unterbreitet die Regierung wieder 
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Bericht und Antrag für eine allfällige weitere Anpassung auf die übernächste Steuerperiode.Die 

Regierung passt die Abzüge und die Tarifstufen jährlich an den Landesindex der Kon-

sumentenpreise an. Die Anpassungen erfolgen erstmals auf den 1. Januar 2024 und 

nach Massgabe der Veränderung des Indexstandes zwischen Dezember 2010 und Juni 

2023. 

 
3 Der Kantonsrat behandelt und verabschiedet die Gesetzesvorlage spätestens im Juni der 

nächsten Steuerperiode.Für die Folgejahre ist der Indexstand am 30. Juni vor Beginn der 

Steuerperiode massgebend. Bei negativem Teuerungsverlauf ist eine Anpassung ausge-

schlossen. Der auf eine negative Teuerung folgende Ausgleich erfolgt auf Basis des letz-

ten Ausgleichs. 

 

 

II. 
 

[keine Änderung anderer Erlasse] 

 

 

III. 
 

[keine Aufhebung anderer Erlasse] 

 

 

IV. 
 

Dieser Nachtrag wird wie folgt angewendet: 

a)  die Änderungen von Art. 35 Abs. 3, Art. 45 Abs. 1 Bst. b und Art. 172 Abs. 1 Bst. c ab dem 

Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die Besteuerung von Leibrenten und ähnlichen Vor-

sorgeformen vom 17. Juni 2022; 

b)  die Änderung von Art. 70 Abs. 2 ab dem Inkrafttreten der Änderung vom 17. Dezember 

2021 des Bundesgesetzes über die kollektiven Kapitalanlagen; 

c)  die übrigen Bestimmungen ab 1. Januar 2024. 
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